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Vorlagenummer: 2025/255 
Vorlageart: Beschlussvorlage 
Öffentlichkeitsstatus:  öffentlich 
 
 

Berufung der ehrenamtlichen Richter bei den Gerichten der 
Sozialgerichtsbarkeit (Im Stand der 1. Aktualisierung der 

Verwaltung vom 16.09.2025) 
 
Federführung: Interne Dienste und Organisationsentwicklung 
Produkte:  
 
 
Beratungsfolge 
 
Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Öffentlichkeitsstatus 

Kreisausschuss (Beratung) 15.09.2025 N 
Kreistag (Entscheidung) 18.09.2025 Ö 

 
Beschlussvorschlag: 
Es gibt zwei Vorschlagsrechte. Das Vorschlagsrecht für die Berufung der ehrenamtlichen Richter bei 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit wird unter Anwendung des Verteilungsverfahrens nach 
D‘Hondt gemäß § 71 Absatz 2 NKomVG wie folgt verteilt:  

Fraktion SPD: 1 Wahlvorschlag 

Fraktion CDU: 1 Wahlvorschlag 

Für die Aufnahme in die Vorschlagsliste für ehrenamtliche Richter ist gemäß § 28 VwGO die 
Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder des Kreistages, mindestens jedoch die 
Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich. 

Auf Vorschlag werden die folgenden Personen gewählt:  

- SPD: Herr Egbert Bolmerg 

- CDU: Frau Christine Haut 

 
Sachverhalt: 
Nach § 14 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) werden die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen 
Richter, die in den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe und des 
Asylbewerberleistungsgesetzes mitwirken, von den Kreisen und kreisfreien Städten aufgestellt. 

Die ehrenamtlichen Richter werden gemäß § 13 Abs. 1 SGG für fünf Jahre berufen. 

Nach § 13 Abs. 3 SGG bleiben sie nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre Nachfolger berufen 
sind. Erneute Berufung ist zulässig. 

Auf den Landkreis Lüneburg entfallen zwei Vorschlagsrechte. 

Gemäß § 28 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist für die Aufnahme in die Liste die Zustimmung 
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Vertretungskörperschaft des Kreises oder der 
kreisfreien Stadt, mindestens jedoch die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich. 
Abweichend von § 28 S. 3 VwGO soll jedoch aus Gründen der Gleichbehandlung und Transparenz 
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des Berufungsverfahrens nur noch die erforderliche Anzahl von Vorschlägen (zwei) angefordert 
werden. Aus diesem Grunde ist sicherzustellen, dass die erstmalig oder zur erneuten Berufung 
Vorgeschlagenen zur Übernahme bzw. weiteren Übernahme des Amtes eines ehrenamtlichen 
Richters in der niedersächsischen Sozialgerichtsbarkeit auch bereit sind. 

Die ehrenamtlichen Richter sollen gemäß § 16 Abs. 6 SGG im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder 
ihren Betriebssitz haben oder beschäftigt sein. 

Im Jahr 2020 wurden folgende Personen vom Kreistag gewählt: 

- Herr Meinhard Perschel 
- Frau Nicole Ziemer 

Herr Meinhard Perschel und Frau Nicole Ziemer wurden im Juli und Oktober 2020 mit Wirkung vom 
01.08.2020  bzw. vom 01.11.2020 für die Dauer von 5 Jahren vom Landessozialgericht 
Niedersachsen-Bremen zum ehrenamtlichen Richter bzw. zur ehrenamtlichen Richterin berufen. 

1. Aktualisierung der Verwaltung vom 16.09.2025: 

Die Beschlussempfehlung wurde um die benannten Wahlvorschläge der SPD-Fraktion und CDU-
Fraktion ergänzt.  

 
Finanzielle Auswirkungen: 
a) für die Umsetzung der Maßnahmen: ______________€ 

  

b) an Folgekosten:    ______________€ 

  

c) Haushaltsrechtlich gesichert: 

  

  

  im Haushaltsplan veranschlagt 

  

  durch überplanmäßige/außerplanmäßige Ausgabe 

  

  durch Mittelverschiebung im Budget 

   Begründung: 

  

  Sonstiges: 

  

d) mögliche Einnahmen: 

 wenn ja, umsatzsteuerliche Relevanz der Einnahmen: 

  

  ja 

  

  nein 

  

  klärungsbedürftig  

 

Seite 2 von 14



 

3/3 

Klimacheck: 
Was für eine Klimawirkung hat das Vorhaben? 
  

stark positive Klimawirkung 
  

positive Klimawirkung 
  

keine oder geringe Klimawirkung 
  

negative Klimawirkung 
  

stark negative Klimawirkung 
  
  
Ergebnis des KlimaChecks (in Tabellenform) einfügen: 
 
 
Anlage/n 
1 - Anlage 1 (öffentlich) 

 
2 - Anlage 2 (öffentlich) 

 
3 - Anlage 3 (öffentlich) 

 
 
 
[Dokumentende] 
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i_bneburg

3 1. Juti 7075

Eingang

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Postfach 2131, 29261 Celle

Landkreis Lüneburg
Auf dem Michaeliskloster 4
21335 Lüneburg

lhr Zeichen

•
Landessozialgericht
Niedersachsen-Bremen
- Die Präsidentin -

co(g

Geschäftszeichen (Bitte stets angeben)

L 6303/11

Bearbeiter/in Durchwahl Datum

Frau Wolfe! -209 28. Juli 2025

Berufung der ehrenamtlichen Richter bei den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit;
hier:  Ablauf der Amtszeit

Anlagen:
1 Liste
1 Erklärung — NEU --
1 Merkblatt
1 Datenschutzhinweise

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit übersende ich lhnen in einfacher Ausfertigung die Liste mit den von lhnen you

geschlagenen ehrenamtlichen Richtern, deren Amtszeit im 3. Quartal 2025 bei dem

Sozialgericht Lüneburg ablaufen.

lch bitte, die Liste(n) zu prüfen und dabei Unrichtigkeiten, die vor allem durch

Wohnungswechsel entstanden sein könnten, in der Liste zu berichtigen. In der mittleren Spalte

bitte ich durch Einsetzen des Wortes „Ja" oder „Nein" mitzuteilen, ob der ehrenamtliche Richter

erneut für die Dauer von fünf Jahren berufen werden soli. Für einen ausscheidenden

ehrenamtlichen Richter bitte ich in der rechten Spalte die Angaben über den von Ihnen

vorgeschlagenen Nachfolger zu machen (§ 14 SGG).

Das Gebäude des Landessozialgenchts ist behindertengerecht gestaltet. Der Schwerbehinderteneingang befindet sich im Hof; Parkraunl Mehl hier begrenzt zur Verfügung.
öffentliche Verkehrsmittel: Vom Bahnhof zum Landessozialgericht: Linien 9, 100 oder 800 bis „Schlossplatz"; Linien 3, 4 oder 400 welter bis „Landessozialgericht"

Vom Landessozialgericht zum Bahnhof: Von „Am Wasserturm" Linien 3, 4 oder 400 bis „Schlossplatz"; Linien 9, 100 oder 800 weiter bis „Bahnhor

Dienstgebäude:
Georg-Wlhelm-Straße 1
29223 Celle

Sprechzeiten: Telefon:
Mo. — Fr. 09:00 — 12:00 Uhr 05141 962-0
Mo — Do. 14-00 — 15:30 Uhr Telefax:

05141 5937-
32201

Internet:
vANw.landessozialgericht.niedersachsen.de

Überweisung an: LSG Niedersachsen-Brernen
IBAN: 0E73 2505 0000 0106 0250 18
SWFT/BIC: NOLADE2HXXX
Nord /LB Hannover
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Nach § 13 Abs. 1 SGG werden die ehrenamtlichen Richter für fünf Jahre berufen. Sie bleiben

nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre Nachfolger berufen sind. Erneute Berufung ist

zulässig (§ 13 Abs. 3 SGG).

Entsprechend § 28 VwGO ist für die Aufnahme in die Liste die Zustimmung von zwei Drittein

der anwesenden Mitglieder der Vertretungskörperschaft des Kreises oder der kreisfreien Stadt,

mindestens jedoch die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich. Abweichend von § 28

S. 3 VwGO soil jedoch aus Gründen der Gleichbehandlung und Transparenz des

Berufungsverfahrens nur noch die erforderliche Anzahl von Vorschlägen angefordert werden.

Zusatz für ehrenamtliche Richter an den Sozialgerichten:

Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder ihren Betriebssitz

haben oder beschäftigt sein. Um sicherzustellen, dass die von lhnen zur erstmaligen oder

erneuten Berufung Vorgeschlagenen auch zur Übernahme bzw. weiteren Übernahme des

Amtes eines ehrenamtlichen Richters in der niedersächsischen Sozialgerichtsbarkeit bereit

sind, bitte ich, von ihnen eine Erklärung nach dem anliegenden Muster unterschreiben zu lassen

und diese zusammen mit lhren Vorschlagslisten möglichst zeitnah einzureichen.

Ferner möchte ich Sie bitten, möglichst keine Kreistagsmitglieder vorzuschlagen, da in keiner

Weise ersichtlich ist, ob die betreffenden ehrenamtlichen Richter nicht in dem gerade zu

verhandelnden Verfahren am Widerspruchsverfahren mitgewirkt haben.

Um sicherzustellen, dass die von lhnen zur erstmaligen oder erneuten Berufung

Vorgeschlagenen auch zur Übernahme bzw. weiteren Übernahme des Amtes eines

ehrenamtlichen Richters in der niedersächsischen Sozialgerichtsbarkeit bereit sind, bitte ich,

von ihnen eine Erklärung nach dem anliegenden Muster unterschreiben zu lassen und diese

zusammen mit lhren Vorschlagslisten baldmöglichst einzureichen.

Eine Erklärung und ein Merkblatt, aus denen sich die Rechte und Pflichten der ehrenamtlichen

Richter ergeben, sind in ausreichender Anzahl beigefügt.

it freundlictie
..ni

9

ßen

Hinweise zum Datehschutz und zu Ihren Rechten finden Sie in unserer Datenschutzerklärung unter
httus://landessozialgerichtniedersachsen.de/startseitelwir uber uns/datenschutz/datenschutzerklarung verwaltun
q/datenschutzerklarunq-verwaltung:184873.html.
Auf Wunsch werden wir Ihnen die Datenschutzerklärung zusenden.
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Merkblatt

Sozialgerichtsgesetz (SGG)

§ 12 (Zusammensetzung der Kammern)

(1) Jede Kammer des Sozialgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden
und zwei ehrenamtlichen Richtern als Beisitzern tätig. Bei Beschlüssen außerhalb der
mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden wirken die ehrenamtlichen
Richter nicht mit.

(2) In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Grundsicherung
für Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten auf Grund des § 6a des
Bundeskindergeldgesetzes und der Arbeitsförderung gehört je ein ehrenamtlicher
Richter dem Kreis der Versicherten und der Arbeitgeber an. Sind für Angelegenheiten
einzelner Zweige der Sozialversicherung eigene Kammern gebildet, so sollen die
ehrenamtlichen Richter dieser Kammern an dem jeweiligen Versicherungszweig
beteiligt sein.

(3) In den Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts wirken je ein
ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Krankenkassen und der Vertragsärzte,
Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten mit. In Angelegenheiten der Vertragsärzte,
Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten wirken als ehrenamtliche Richter nur
Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten mit.

(4) In den Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschädigungsrechts und des
Schwerbehindertenrechts wirken je ein ehrenamtlicher Richter aus dem Kreis der mit
dem sozialen Entschädigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe behinderter
Menschen vertrauten Personen und dem Kreis der Versorgungsberechtigten, der
behinderten Menschen im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der
Versicherten mit; dabei sollen Hinterbliebene von Versorgungsberechtigten in
angemessener Zahl beteiligt werden.

(5) In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der
Angelegenheiten nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des
Asylbewerberleistungsgesetzes wirken ehrenamtliche Richter aus den
Vorschlagslisten der Kreise und der kreisfreien Städte mit.

§ 13 (Ehrenamtliche Richter; Amtsdauer)

(1) Die ehrenamtlichen Richter werden von der nach Landesrecht zuständigen Stelle
aufgrund von Vorschlagslisten (§ 14) für fünfJahre berufen; sie sind in angemessenem
Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den Vorschlagslisten
zu entnehmen. Die zuständige Stelle kann eine Ergänzung der Vorschlagslisten
verlangen.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine
einheitliche Amtsperiode festzulegen; sie können diese Ermächtigung durch
Rechtsverordnung auf die jeweils zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
Wird eine einheitliche Amtsperiode festgelegt, endet die Amtszeit der ehrenamtlichen
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Richter ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt ihrer Berufung mit dem Ende der laufenden
Amtsperiode.

(3) Die ehrenamtlichen Richter bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre
Nachfolger berufen sind. Erneute Berufung ist zulässig. Bei vorübergehendem Bedarf
kann die nach Landesrecht zuständige Ste Ile weitere ehrenamtliche Richter nur für ein
Jahr berufen.

(4) Die Zahl der ehrenamtlichen Richter, die für die Kammern für Angelegenheiten der
Sozialversicherung, der Arbeitsförderung, der Grundsicherung für Arbeitsuchende, der
Sozialhilfe einschließlich der Angelegenheiten nach Teil 2 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes, des sozialen
Entschädigungsrechts und des Schwerbehindertenrechts zu berufen sind, bestimmt
sich nach Landesrecht; die Zahl der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für
Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung und für Angelegenheiten des
Vertragsarztrechts ist je besonders festzusetzen.

(5) Bei der Berufung der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten
der Sozialversicherung ist auf ein angemessenes Verhältnis zu der Zahl der im
Gerichtsbezirk ansässigen Versicherten der einzelnen Versicherungszweige
Rücksicht zu nehmen.

(6) Die ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten des sozialen
Entschädigungsrechts und des Schwerbehindertenrechts sind in angemessenem
Verhältnis zu der Zahl der von den Vorschlagsberechtigten vertretenen
Versorgungsberechtigten, behinderten Menschen im Sinne des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch und Versicherten zu berufen.

§ 14 (Vorschlagslisten)

(1) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für
Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Grundsicherung für Arbeitsuchende
einschließlich der Streitigkeiten auf Grund des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes
und der Arbeitsförderung mitwirken, werden aus dem Kreis der Versicherten und aus
dem Kreis der Arbeitgeber aufgestellt. Gewerkschaften, selbständige Vereinigungen
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und die in
Absatz 3 Satz 2 genannten Vereinigungen stellen die Vorschlagslisten für
ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der Versicherten auf. Vereinigungen von
Arbeitgebern und die in § 16 Absatz 4 Nummer 3 bezeichneten obersten Bundes- oder
Landesbehörden stellen die Vorschlagslisten aus dem Kreis der Arbeitgeber auf.

(2) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für
Angelegenheiten des Vertragsarztrechts mitwirken, werden nach Bezirken von den
Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und von den
Zusammenschlüssen der Krankenkassen aufgestellt.

(3) Für die Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschädigungsrechts und des
Schwerbehindertenrechts werden die Vorschlagslisten für die mit dem sozialen
Entschädigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe behinderter Menschen vertrauten
Personen von den Landesversorgungsämtern oder nach Maßgabe des Landesrechts
von den Stellen aufgestellt, denen deren Aufgaben übertragen worden sind oder die

Stand: 01.01.2022
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für die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes oder des Rechts der Teilhabe
behinderter Menschen zuständig sind. Die Vorschlagslisten für die
Versorgungsberechtigten, die behinderten Menschen und die Versicherten werden
aufgestellt von den im Gerichtsbezirk vertretenen Vereinigungen, deren
satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung
und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder
der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von
Art und Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für
eine sachkundige Erfüllung dieser Aufgaben bieten. Vorschlagsberechtigt nach Satz 2
sind auch die Gewerkschaften und selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit
sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung.

(4) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für
Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der Angelegenheiten nach Teil 2 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes
mitwirken, werden von den Kreisen und den kreisfreien Städten aufgestellt.

§ 16 (Voraussetzungen als ehrenamtlicher Richter)

(1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters kann nur ausüben, wer Deutscher ist und
das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat.

(2) aufgehoben

(3) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Versicherten kann auch sein, wer arbeits-
los ist oder Rente aus eigener Versicherung bezieht. Ehrenamtlicher Richter aus
Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer vorübergehend oder zu gewissen
Zeiten des Jahres keine Arbeitnehmer beschäftigt.

(4) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitgeber können sein

1. Personen, die regelmäßig mindestens einen versicherungspflichtigen Arbeit-
nehmer beschäftigen; ist ein Arbeitgeber zugleich Versicherter oder bezieht er
eine Rente aus eigener Versicherung, so begründet die Beschäftigung einer
Hausgehilfin oder Hausangestellten nicht die Arbeitgebereigenschaft im Sinne
dieser Vorschrift;

2. bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Perso-
nen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrages allein oder als
Mitglied des Vertretungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder
der Personengesamtheit berufen sind;

3. Beamte und Angestellte des Bundes, der Länder, der Gemeinden und
Gemeindeverbände sowie bei anderen Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts nach näherer Anordnung der zuständigen
obersten Bundes- oder Landesbehörde;1

1 gem. RdErl. d. MJ, d. StK u. d. übr. Min. v. 21.12.2016: Beamte der Laufbahngruppe 2 sowie vergleichbare Beschäftigte, die in
ihrer dienstlichen Eigenschaft als Arbeitgeber- oder sonstige mit Entscheidungsbefugnissen in Personalangelegenheiten
verbundene leitende Funktion ausüben, als Sachbearbeiterlin in Personalangelegenheiten tätig oder für die inhaltliche
Bearbeitung von Grundsatzfragen des Arbeits-, Tarif- oder Sozialrechts zuständig sind.

Stand: 01.01.2022
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4. Personen, denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist oder Angestellte, die
regelmäßig für den Arbeitgeber in Personalangelegenheiten tätig werden.

5. Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
Vorstandsmitglieder und Angestellte von Zusammenschlüssen solcher
Vereinigungen, wenn diese Personen kraft Satzung oder Vollmacht zur
Vertretung befugt sind.

Ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer in
einem Zeitraum bis zu einem Jahr vor seiner Berufung die Voraussetzungen des
Satzes 1 erfüllt hat und zum Zeitpunkt der Berufung weder eine Rente aus
eigener Versicherung bezieht noch Versicherter ist, es sei denn, er steht oder
stand in einem Beschäftigungsverhältnis nach Satz 1 Nummer 3, 4 oder 5.

(5) Bei Sozialgerichten, in deren Bezirk wesentliche Teile der Bevölkerung in der
Seeschiffahrt beschäftigt sind, können ehrenamtliche Richter aus dem Kreise der
Versicherten auch befahrene Schifffahrtskundige sein, die nicht Reeder, Ree-
dereileiter (Korrespondentreeder, §§ 492 bis 499 des Handelsgesetzbuches) oder
Bevollmächtigte sind.

(6) Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder ihren
Betriebssitz haben oder beschäftigt sein.

§ 17 SGG (Ausschlussgründe)

(1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters ist ausgeschlossen:

1. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht
besitzt oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von
mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist,

2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

3. wer infolge gerichtlicher Abordnung in der Verfügung über sein Vermögen ist,

4. wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt.

(2) Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozialversicherung, der
Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigung und der Bundesanstalt für
Arbeit können nicht ehrenamtliche Richter sein. Davon unberührt bleibt die in
Absatz 4.

(3) Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung, der Kassen-
ärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Dienststellen der Bun-
desanstalt für Arbeit und der Kreise und kreisfreien Städte können nicht
ehrenamtliche Richter in der Kammer sein, die über Streitigkeiten aus ihrem
Arbeitsgebiet entscheidet.

(4) Mitglieder der Vorstände sowie leitende Beschäftigte bei den Kranken- und Pfle-
gekassen und ihren Verbänden sowie Geschäftsführer und deren Stellvertreter bei

Stand: 01.01.2022
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den Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen sind als ehren-
amtliche Richter in den Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts
nicht ausgeschlossen.

(5) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht, der zum ehrenamtlichen
Richter in einem höheren Rechtszug der Sozialgerichtsbarkeit berufen wird, endet
mit der Berufung in das andere Amt.

§ 18 SGG (Amtsablehnung, Entlassung)

(1) Die Übernahme des Amtes als ehrenamtlicher Richter kann nur ablehnen,

1. wer die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch
erreicht hat (65 — 67 Jahre),

2. wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamtlicher
Richter bei einem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit tätig gewesen ist,

3. wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in Anspruch ge-
nommen ist, dass ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann,

4. wer durch Krankheit oder Gebrechen verhindert ist, das Amt ordnungsgemäß
auszuüben,

5. wer glaubhaft macht, dass wichtige Gründe ihm die Ausübung des Amtes in
besonderem Maß erschweren.

(2) Ablehnungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie innerhalb von zwei Wo-
chen, nachdem der ehrenamtliche Richter von seiner Berufung in Kenntnis ge-
setzt worden ist, von ihm geltend gemacht werden.

(3) Der ehrenamtliche Richter kann auf Antrag aus dem Amt entlassen werden, wenn
einer der in Absatz 1 Nummern 3 bis 5 bezeichneten Gründe nachträglich eintritt.
Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der ehrenamtliche Richter seinen Wohnsitz
aus dem Bezirk des Sozialgerichts verlegt und seine Heranziehung zu den Sit-
zungen dadurch wesentlich erschwert wird.

(4) Ober die Berechtigung zur Ablehnung des Amtes oder über die Entlassung aus
dem Amt entscheidet die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im Voraus
bestimmte Kammer endgültig.

§ 19 SGG (Entschädigung und Rechte ehrenamtlicher Richter)

(1) Der ehrenamtliche Richter übt sein Amt mit gleichen Rechten wie der Berufsrichter
aus.

(2) Die ehrenamtlichen Richter erhalten eine Entschädigung nach dem Gesetz über
die Entschädigung der ehrenamtlichen Richter.

Stand: 01.01.2022
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§ 20 SGG (Schutz ehrenamtlicher Richter)

(1) Der ehrenamtliche Richter darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes nicht
beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes nicht
benachteiligt werden.

(2) Wer einen anderen in der Übernahme oder Ausübung seines Amtes als ehren-
amtlicher Richter beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des
Amtes benachteiligt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestraft.

§ 21 SGG (Ordnungsgeld gegen ehrenamtliche Richter)

Der Vorsitzende kann gegen einen ehrenamtlichen Richter, der sich der Erfüllung
seiner Pflichten entzieht, insbesondere ohne genügende Entschuldigung nicht oder
nicht rechtzeitig zu den Sitzungen erscheint, durch Beschluss ein Ordnungsgeld fest-
setzen und ihm die durch sein Verhalten verursachten Kosten auferlegen. Bei nach-
träglicher genügender Entschuldigung ist der Beschluss aufzuheben oder zu ändern.
Gegen den Beschluss ist Beschwerde zulässig. Ober die Beschwerde entscheidet die
durch das Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer des
Sozialgerichts endgültig. Vor der Entscheidung ist der ehrenamtliche Richter zu hören.

§ 22 SGG (Amtsentbindung, Amtsenthebung)

(1) Der ehrenamtliche Richter ist von seinem Amt zu entbinden, wenn das
Berufungsverfahren fehlerhaft war, wenn das Fehlen einer Voraussetzung für seine
Berufung oder der Eintritt eines Ausschließungsgrundes bekannt wird oder wenn
er die zur Ausübung seines Amtes erforderlichen geistigen oder körperlichen
Fähigkeiten nicht mehr besitzt. Er ist seines Amtes zu entheben, wenn er seine
Amtspflichten grob verletzt. Wenn eine Voraussetzung für seine Berufung im Laufe
seiner Amtszeit wegfällt, ist er nicht von seinem Amt zu entbinden, es sei denn,
eine paritätische Besetzung nach § 12 Absatz 2 bis 4 kann anderenfalls nicht
gewährleistet werden; Satz 1 und 2 sowie § 18 Absatz 3 Satz 2 bleiben unberührt.
Soweit die Voraussetzungen für eine Amtsentbindung vorliegen, liegt in ihrer
Nichtdurchführung kein die Zurückverweisung oder Revision begründender
Veda h rensmangel.

(2) Die Entscheidung trifft die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im Voraus
bestimmte Kammer. Vor der Entscheidung ist der ehrenamtliche Richter zu hören.
Die Entscheidung ist unanfechtbar.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Kammer kann anordnen, dass der ehren-
amtliche Richter bis zur Entscheidung über die Amtsentbindung oder Amtsent-
hebung nicht heranzuziehen ist. Die Anordnung ist unanfechtbar.

§ 23 SGG (Ausschuss ehrenamtlicher Richter)

(1) Bei jedem Sozialgericht wird ein Ausschuss der ehrenamtlichen Richter gebildet:
Die Kreise der ehrenamtlichen Richter, die in den bei dem Sozialgericht gebildeten
Stand: 01.01.2022
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Fachkammern vertreten sind, wählen jeweils aus ihrer Mitte ein Mitglied in den
Ausschuss. Das Wahlverfahren legt der bestehende Ausschuss fest. Der Ausschuss
tagt unter der Leitung des aufsichtführenden oder, wenn ein solcher nicht vorhanden
oder verhindert ist, des dienstältesten Vorsitzenden des Sozialgerichts.

(2.) Der Ausschuss ist vor der Bildung von Kammern, vor der Geschäftsverteilung, vor
der Verteilung der ehrenamtlichen Richter auf die Kammern und vor Aufstellung der
Listen über die Heranziehung der ehrenamtlichen Richter zu den Sitzungen mündlich,
schriftlich oder elektronisch zu hören. Er kann dem Vorsitzenden des Sozialgerichts
und den die Verwaltung und Dienstaufsicht führenden Ste lien Wünsche der
ehrenamtlichen Richter übermitteln.

§ 35 SGG

(Voraussetzungen für die Tätigkeit als ehrenamtlicher Richter)

Die ehrenamtlichen Richter beim Landessozialgericht müssen das dreißigste Le-
bensjahr vollendet haben; sie sollen mindestens fünf Jahre als ehrenamtliche
Richter bei einem Sozialgericht gewesen sein. Im Übrigen gelten §§ 13 bis 23.

pp.

Deutsches Richtergesetz

§ 44 a Hindernisse für Berufungen
als ehrenamtliche Richter

(1) Zu dem Amt eines ehrenamtlichen Richters soil nicht berufen werden, wer

1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit
verstoßen hat oder

2. wegen einer Tätigkeit als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik im Sinne des § 6 Abs. 4 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes vom 20.
Dezember 1991 (BGBI. I S. 2272) oder als diesen Mitarbeitern nach § 6 Abs. 5
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes gleichgestellte Person für das Amt eines
ehrenamtlichen Richters nicht geeignet ist.

(2) Die für die Berufung zuständige Ste Ile kann zu diesem Zweck von dem
Vorgeschlagenen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass bei ihm die
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen.

Stand: 01.01.2022
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Erklärung

lch bin bereit, das Amt eines ehrenamtlichen Richters in der niedersächsischen
Sozialgerichtsbarkeit zu übernehmen.

Ausschließungsgründe gem. §§ 16 und 17 des Sozialgerichtsgesetzes sowie
des § 44a des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) liegen nicht vor.

(Zutreffendes ist anzukreuzen)

Etwaige Änderungen sind unverzüglich mitzuteilen!

I lch bin kein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied der Vorstände von Trägern und
Verbänden der Sozialversicherung, der Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen)
Vereinigungen und der Bundesagentur für Arbeit (§ 17 II SGG)

lch bin kein Bediensteter der Kreise und der kreisfreien Städte (§ 17 III SGG).*

• Gem. § 17 III SGG-ÄndGE können Bedienstete der Kreise und der kreisfreien Städte
nicht ehrenamtliche Richter in der Kammer sein, die über Streitigkeiten aus ihrem
Arbeitsgebiet entscheiden,

Einverständniserklärung gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a) der
Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung)

lch bin damit einverstanden, dass meine Daten durch das Landessozialgericht
Niedersachsen-Bremen und die niedersächsischen Sozialgerichte elektronisch
verarbeitet werden. Die Daten werden zur Berufung, Abberufung, Zuteilung zu
einem Sozialgericht, Heranziehung, Fortbildung, Wahl des Ausschusses der
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter sowie Verwaltung der Angelegenheiten
der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter genutzt. lch bin mit dem
Datenaustausch zwischen dem Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen und
den niedersächsischen Sozialgerichten einverstanden.

lch bin darauf hingewiesen worden, dass die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung
meiner Daten auf freiwilliger Basis erfolgt und ferner, dass ich mein Einverständnis
nach Ablauf meiner Amtszeit jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen kann.
Im Fall des Widerrufs werden mit dem Zugang meiner Widerrufserklärung meine
Daten unverzüglich gelöscht.

(Ort, Datum) (Unterschrift)

bitte wenden

Erkl. Kreise.doc
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- 2 -

Anqaben zur Person (bitte in Druckbuchstaben!):

1. Name, Vorname

2. Geb.-Datum

3. Anschrift

Telefon dienstl.:

privat :

Handy

E-Mail/FAX

•4. Beruf

Wo beschäftigt :

5. Bankverbindung: IBAN _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

SW IFT/BIC

Name der Bank

SteuerlD

Weitere ehrenamtliche Tätigkeiten (insbesondere für Sozialleistungsträger,
z.B. im Widerspruchsausschuss):

Aus Rationalisierungsgründen werden die oben zu Ziff. 1. bis 5. mitgeteilten
personenbezogenen Daten in einer EDV-Anlage gespeichert und verarbeitet.
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